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Vorwort
Wer außerhalb des persönlichen und familiären Bereichs mit
personenbezogenen Daten umgeht, muss die DS-GVO
beachten. Telefonauskünfte an einer Hotline an die falsche
Person können ebenso ein Datenschutzverstoß sein, wie das
zu lange Speichern von Kundendaten oder eine zu spät
gegebene Auskunft über Daten, die ein Unternehmen über
eine Person speichert. Diese Vorgänge regelt die DS-GVO,
denn hier geht es um eine Verarbeitung
personenbeziehbarer Daten, die analog oder digital bei
Personen erhoben und gespeichert werden. Nicht alle Daten
werden aber bei Personen erhoben. Eine Datenverarbeitung
findet auch statt, indem Unternehmen per Software,
Betriebssystem oder Browser Daten auf Computern, Handys
usw. erheben. Ohne einen solchen Zugriff des Anbieters
einer Website oder App auf das Gerät, von dem aus die
Seite aufgerufen wird, können die Geräte nicht mit den
Servern der Anbieter kommunizieren. Das müssen sie aber,
damit eine Datenübertragung stattfindet, die dazu führt,
dass Inhalte als Bild, Text oder Ton vom Server des Anbieters
auf das Endgerät gespielt werden.
Diese Art der Datenverarbeitung regelt nicht die DS-GVO,
sondern für Deutschland seit dem 1. Dezember 2021 das
Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetz
(TTDSG). Es passt die Datenschutzbestimmungen des
Telekommunikationsgesetzes (TKG) und des
Telemediengesetzes (TMG) an die Datenschutz-
Grundverordnung (DS-GVO) an und nimmt die lange
ausstehende Umsetzung der ePrivacy-Richtlinie (RL
2002/58/EG in der durch die RL 2009/136/EG geänderten
Fassung) im deutschen Recht vor. Das Gesetz will



Rechtsunsicherheiten beseitigen, die durch das bisherige
Nebeneinander von Datenschutz-Grundverordnung (DS-
GVO), Telemediengesetz (TMG) und
Telekommunikationsgesetz (TKG) bestanden. Zudem fasst
es die Datenschutzbestimmungen von TKG und TMG in
einem Gesetz zusammen.
Dessen Aufgabe ist es etwa, den Schutz des
Fernmeldegeheimnisses klar zu regeln. Dieses schützt
neben dem Inhalt einer Nachricht auch die näheren
Umstände der Kommunikation und sog. Meta-Daten über
Kommunikationspartner. Mit Einführung des TTDSG wird die
Geltung des Fernmeldegeheimnisses von klassischen
Kommunikationsdiensten wie Telefonie und SMS auf Over-
The-Top-Kommunikationsdienste wie E-Mail, Messenger,
Voice-Over-IP-Telefonie und Videokonferenzsysteme
erstreckt. Das ist wichtig, weil Unternehmen Zugriffe auf
vernetzte und darauf betriebene Dienste von der Website
über die App bis zur vernetzen Musikanlage und zum
Navigationssystem im vernetzten Auto nur bei Vorliegen
einer Erlaubnis durch das Gesetz oder den Nutzer
vornehmen dürfen. Das TTDSG trifft aber auch Regeln zum
digitalen Erbe und betrifft die Geltung des
Fernmeldegeheimnisses für Arbeitgeber, welche die private
Nutzung von dienstlichen Kommunikationsmitteln gestatten.
Nutzer und Wirtschaft sind mit den Anforderungen des
Onlinedatenschutzes jedes Mal konfrontiert, wenn ein
Cookiebanner auf dem Bildschirm erscheint. Das ist
momentan alternativlos. Anbieter von Websites und Apps
müssen eine Einwilligung vom Nutzer einholen, wenn sie per
Cookies Daten zum Zuspielen von Werbung erheben. Mit
dem Klicken des Banners kann man einwilligen. Dazu, ob für
eine Datenanalyse zur Betrugsprävention, zur



bedarfsgerechten Gestaltung oder statistischen Analyse des
Seitenaufrufs auch eine Einwilligung erforderlich ist, sagt
das Gesetz nichts Explizites und muss deshalb noch
ausgelegt werden.
Das TTDSG ist damit auch ein Gesetz gegen nicht
erforderliche „Cookies“. Die Erforderlichkeit ist damit
auslegungsbedürftig und der wesentliche Streitpunkt. In der
Zukunftsperspektive will es den „Terror der Cookiebanner“
über sog. Dienste zur Einwilligungsverwaltung, sprich
Personal Information Management Systems (PIMS)
entbehrlich machen. Mit ihrer Hilfe sollen Nutzer gegenüber
einem neutralen Dritten ihre Datenschutzpräferenzen
angeben, die dieser dann als Datentreuhänder verwaltet.
Man soll also seinen Willen gesammelt über einen neutralen
Mittler gegenüber Anbietern von Websites,
Betriebssystemen Browsern erklären und durchsetzen
können.
Das Inkrafttreten einer Verordnung, die den Einsatz von
PIMS ins Werk setzen und das Ende der Cokiebanner
einläuten soll, ist angekündigt. Laut Koalitionsvertrag
beabsichtigt die Regierung Datentreuhänder, deren Einsatz
die Datenethikkommission empfohlen hat, zu fördern.
Die vorliegende Kommentierung betrifft ein zwar noch
junges Gesetz, das aber bekannte Inhalte aus TMG und TKG
in sich aufnimmt und dass zugleich eigene Standards für
den Zugriff auf Endgeräte und Einwilligungsmanagement
setzt. Die Kommentierung kann daher nicht die bisherige
Auslegung ausblenden, aber aufgrund des durch die DS-
GVO geänderten Kontextes und der technischen
Fortentwicklung vor allem im Online-Bereich auch nicht
schlicht tradieren und fortschreiben. Sie muss unter
Berücksichtigung der bisherigen Auslegung eine dem



Kontext Rechnung tragende eigenständige Auslegung
finden.
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit und Darstellbarkeit in
allen Medien wird in diesem Werk bei
Personenbezeichnungen und personenbezogenen
Formulierungen die männliche Form verwendet.
Entsprechende Begriffe gelten im Sinne der
Gleichbehandlung grundsätzlich für alle Geschlechter. Die
verkürzte Sprachform hat nur redaktionelle Gründe und
beinhaltet keine Wertung.
Wir danken allen Autorinnen und Autoren für die gründliche
Bearbeitung und die termingerechte Lieferung der Texte.
Zur besseren Handhabbarkeit der Materie hat der Verlag
sich bereit erklärt, die relevanten Normtexte im Anhang
abzudrucken. Dafür danken wir ebenso wie für die zügige
Durchführung des Satzes. So ist es uns gelungen, die
Kommentierung des für die Onlinewirtschaft bedeutenden
Gesetzes ein gutes halbes Jahr nach dessen Inkrafttreten
vorzulegen.
Köln, Bonn und Düsseldorf im April 2022        Rolf Schwartmann

       Andreas Jaspers
       Jens Eckhardt
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MMR MultiMedia und Recht (Zeitschrift)
MoU Memorandum of Understanding
MR-Int Medien und Recht International

(Zeitschrift)
MStV Medienstaatsvertrag
MüKoBGB Münchener Kommentar zum

Bürgerlichen Gesetzbuch
MüKoStGB Münchener Kommentar zum

Strafgesetzbuch
m.w.N. mit weiteren Nachweisen
NetzDG Netzwerkdurchsetzungsgesetz
n.F. neue Fassung
NIS-RL Richtlinie (EU) 2016/1148 vom

6.7.2016 über Maßnahmen zur
Gewährleistung eines hohen
gemeinsamen Sicherheitsniveaus
von Netz- und
Informationssystemen in der
Union

NJW Neue Juristische Wochenschrift
(Zeitschrift)

Nr. Nummer
NVwZ Neue Zeitschrift für

Verwaltungsrecht
NZA Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht



NZFam Neue Zeitschrift für Familienrecht
NZWist Neue Zeitschrift für Wirtschafts-,

Steuer- und
Unternehmensstrafrecht

Ö-DSG Datenschutzgesetz Österreich
ÖPNV Öffentlicher Personennahverkehr
PatG Patentgesetz
PAuswG Personalausweisgesetz
PersF Personalführung (Zeitschrift)
PharmR Pharmarecht (Zeitschrift)
PIMS Personal Information

Management Systeme
PinG PinG Privacy in Germany –

Datenschutz und Compliance
(Zeitschrift)

PM Pressemitteilung
PostG Postgesetz
RÄStV Rundfunkänderungsstaatsvertrag
RdErl. Runderlass
RDG Gesetz über außergerichtliche

Rechtsdienstleistungen
Rdschr. Rundschreiben
RDV Recht der Datenverarbeitung

(Zeitschrift)
RdVerf. Rundverfügung
RefE Referentenentwurf
RegBl. Regierungsblatt



RegE Regierungsentwurf
ReNEUAL Research Network on EU

Administrative Law
RfTmStV Staatsvertrag über Rundfunk und

Telemedien
RL Richtlinie
Rn. Randnummer
RNotZ Rheinische Notarzeitschrift
Rpfleger Der deutsche Rechtspfleger

(Zeitschrift)
Rspr. Rechtsprechung
RStV Rundfunkstaatsvertrag
Rz. Randziffer
S. Satz, Seite
SaarlDSG Saarländisches

Datenschutzgesetz
SächsDSG Sächsisches Datenschutzgesetz
Simitis-Bearbeiter Bundesdatenschutzgesetz,

Kommentar, 2014
sog. so genannte/r/s
SortSchG Sortenschutzgesetz
SterBerG Steuerberatungsgesetz
StGB Strafgesetzbuch
str. Streitig
StVG Straßenverkehrsgesetz
SV Sachverständiger


